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Noch bevor durch den Bund Musterhitzeschutzpläne 
veröffentlicht wurden, hat es bereits umfassende 
nordrhein-westfälische Arbeitshilfen für den einrich-
tungsbezogenen Hitzeschutz für Krankenhäuser und 
stationäre Wohn- und Pflegeeinrichtungen gegeben. 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, ich muss Sie 
einmal unterbrechen, weil es aus den Reihen der 
SPD-Fraktion den Wunsch nach einer Zwischen-
frage gibt. Soll die zugelassen werden? 

Daniel Hagemeier (CDU): Können wir gerne ma-
chen. Danke. 

Präsident André Kuper: Okay. 

Rodion Bakum (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Vielen Dank, Herr Kollege Hagemeier. Da Sie auf 
das Thema „Hautkrebs“ eingegangen sind und uns 
natürlich bekannt ist, was die Krankenkassen bezah-
len, frage ich Sie, ob es nicht sinnvoll wäre, wenn der 
Staat analog zum Mammografiescreening etwas 
Ähnliches organisiert, also auf die Bürger zugeht, sie 
anschreibt. Wir müssen bedenken, dass die Anzahl 
der Hautkrebserkrankungen in den letzten 20 Jahren 
um 75 % gestiegen ist, obwohl die Menschen bereits 
alle zwei Jahre zum Screening gehen können. 

Daniel Hagemeier (CDU): Es ist im Sozialgesetz-
buch V letztendlich klar definiert – und das wissen 
Sie, Herr Kollege –, dass alles, was mit der Präven-
tion, mit dem Hautkrebsscreening, mit krebsvorbeu-
genden Untersuchungen zu tun hat, durch die Kran-
kenkassen abgedeckt ist. Insofern ist der Weg hier 
eigentlich vorgezeichnet und – wie ich eben schon 
gesagt habe – einmalig, wenn man das mit allen an-
deren Industrieländern der Welt vergleicht. 

(Rodion Bakum [SPD]: Dann bleibt alles, wie 
es ist!) 

Jetzt würde ich meine Rede fortsetzen. Die Landes-
gesundheitskonferenz hat außerdem im Oktober des 
Jahres 2022 – ich habe zu dem Thema bereits im 
Zuge meiner Plenarrede im Monat Mai Stellung ge-
nommen –eine gemeinsame gesundheitspolitische 
Erklärung mit dem Titel „Klimaschutz und Klimaan-
passung sind Gesundheitsschutz“ verabschiedet. 
Hierin sind weitere wesentliche Punkte enthalten. 

Auch im Zuge der Beantwortung der thematisch kor-
respondierenden Großen Anfrage der antragstellen-
den Fraktion durch die Landesregierung ist deutlich 
geworden, dass sich das Land der Notwendigkeit ei-
ner differenzierten Betrachtung der Auswirkungen 
des Klimawandels und der zu ergreifenden Maßnah-
men vollumfänglich bewusst ist. Das gilt auch und 
besonders für den Hitzeschutz in all seinen Dimen-

sionen. Ich empfehle der antragstellenden Fraktion 
die Lektüre der seitens der Landesregierung auf die 
gestellten Fragen gegebenen Antworten. 

Die gleich folgende direkte Abstimmung des vorlie-
genden Antrags werte ich als Indiz dafür, dass auch 
der antragstellenden Fraktion klar ist, dass hier poli-
tisch und praktisch weder Erkenntnis- noch Umset-
zungsdefizite bestehen. 

(Rodion Bakum [SPD]: Das ist falsch!) 

Es verlangt nach einer kohärenten und ganzheitli-
chen Strategie, um Wettextremen, von denen Hitze-
phasen ein Teil sind, begegnen zu können – einer 
Strategie, die alle gesellschaftlichen Akteure einbin-
det und zusammenführt. 

Ich bin der Überzeugung, dass die Zukunftskoalition 
von CDU und Grünen sowie die von ihr getragene 
Landesregierung diesem Anspruch schon heute mit 
ihrer Politik der Verantwortung für unsere Zukunft, 
der Verlässlichkeit und der Verbindlichkeit gerecht 
werden. In diesem Sinne werden CDU und Grüne 
ihre engagierte Politik für Klimaschutz und Klimafol-
genbewältigung konsequent fortsetzen, denn das ist 
auch im Interesse der Menschen hier in Nordrhein-
Westfalen.  

Dem Antrag der SPD-Fraktion stimmen wir in dieser 
Form nicht zu. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der CDU, Meral Thoms [GRÜNE] 
und Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Hagemeier. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht die Abgeordnete 
Frau Thoms. 

Meral Thoms (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Juhu! Die SPD hat Klima-
schutz und Klimafolgenanpassung als gesundheits-
politische Themen entdeckt – yes! –, 

(Rodion Bakum [SPD]: Ist das wieder die glei-
che Rede?) 

und das, obwohl die SPD in einer Pressemitteilung 
vom 23. Januar 2023 noch dagegen gewettert, sie 
als Wunschprojekte der Grünen tituliert und gemut-
maßt hatte, 

(Beifall von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

dass Anstrengungen für Klimaschutz im Kranken-
haus zulasten guter Gesundheitsversorgung gingen. 

(Rodion Bakum [SPD]: Das stimmt überhaupt 
nicht! Das ist nicht wahr!) 

Nur so kann man nämlich auf den Satz kommen, den 
ich jetzt aus dieser Pressemitteilung zitiere: 
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„Im schlimmsten Fall heißt es dann: Das Kranken-
haus hat zwar dreifach verglaste Fenster, aber 
Kinderstation Fehlanzeige.“ 

Heute ist auch Ihnen endlich klar: Gesundheit und 
Klimaschutz gehören zusammen. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Das ist eine Un-
verschämtheit!) 

Maßnahmen zur Klimafolgenanpassung, zum Bei-
spiel diejenigen, die wir im Rahmen der Kranken-
hausreform angehen und mit 800 Millionen Euro zu-
sätzlich finanzieren, dienen selbstverständlich auch 
dem Gesundheitsschutz der Beschäftigten in den 
Krankenhäusern. 

Präsident André Kuper: Frau Kollegin, ich müsste 
Sie einmal unterbrechen. Es gibt den Wunsch nach 
einer Zwischenfrage aus den Reihen der SPD-
Fraktion. Lassen Sie die zu? 

Meral Thoms (GRÜNE): Ja. 

Thorsten Klute (SPD): Vielen Dank, liebe ge-
schätzte Kollegin Thoms. Sind Sie bereit zur Kennt-
nis zu nehmen, dass die von Ihnen zitierte Presse-
mitteilung der SPD nicht die Notwendigkeit des Kli-
maschutzes in Krankenhäusern in Frage stellt, son-
dern dass kritisiert wird, dass von den ohnehin viel zu 
geringen Krankenhausinvestitionsmitteln, die Sie be-
reitstellen, auch noch 800 Millionen Euro für Klima-
schutzmaßnahmen in Krankenhäusern abgezogen 
werden? Uns geht es darum, den Klimaschutz 
obendrauf zu legen und ihn nicht von notwendigen 
Investitionen in medizinische Spitzentechnologie ab-
zuziehen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Meral Thoms (GRÜNE): Vielen Dank für diese 
Frage. Sie haben diese Pressemeldung im Januar 
2023 veröffentlicht, als wir veröffentlicht haben, dass 
wir von den zusätzlichen Mitteln für die Kranken-
hausreform einen erheblichen Teil für die Klimafol-
genanpassung nehmen wollen. Wie wir eben gehört 
haben, sind Klimaschutz und Klimafolgenanpassung 
große Herausforderungen. Ich kann den O-Ton der 
Pressemeldung gerne noch einmal zitieren: 

„Im schlimmsten Fall heißt es dann: Das Kranken-
haus hat zwar dreifach verglaste Fenster, aber 
Kinderstation Fehlanzeige.“ 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Es wäre auch 
schlimm, wenn Kinder nicht mehr versorgt 
würden!)  

Auf diesen Vergleich, auf diese Gegenüberstellung 
von Klimafolgenanpassung und Versorgung in der 

Kinderstation muss man erst einmal kommen, also 
wirklich.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Ich setze nun meine Rede fort: 800 Millionen Euro 
haben wir – eine beträchtliche Summe – für Klimafol-
genanpassung im Krankenhaus in die Hand genom-
men. Das zahlt natürlich ein für den Gesundheits-
schutz der Beschäftigten. Wie schon mehrfach aus-
führlich dargelegt, haben wir das Thema „Klimafol-
genanpassung im Gesundheitswesen“ natürlich im 
Fokus.  

Trotzdem beschäftigen Sie uns, liebe SPD, regelmä-
ßig mit Anträgen: im April zur geschlechtergerechten 
Klimagesundheit und heute zur Klimagesundheit für 
berufstätige Familien. Unsere Antwort ist immer die 
gleiche: Wir sind hier längst in der Umsetzung. 

Was wir hier genau machen, hat das Gesundheits-
ministerium auf ganzen 134 Seiten mit der Drucksa-
che 18/7987 als Antwort auf Ihre Große Anfrage sehr 
ausführlich dargelegt. Die Frage muss jetzt erlaubt 
sein: Haben Sie die 134 Seiten gelesen?  

Lassen Sie mich helfen und drei Forderungen aus 
dem Antrag aufgreifen.  

Präsident André Kuper: Frau Kollegin, ich muss Sie 
noch einmal unterbrechen. Es gibt den weiteren 
Wunsch nach einer Zwischenfrage aus den Reihen 
der SPD. 

Meral Thoms (GRÜNE): Gerne im Anschluss.  

Präsident André Kuper: Gerne im Anschluss.  

Meral Thoms (GRÜNE): Erstens. Musterhitze-
schutzpläne für Krankenhäuser und Pflegeheime. 
Hier sind wir längst dabei. Ich verweise hier auf die 
Seite 12 der Antwort. Da steht nämlich, dass das 
Landeszentrum für Gesundheit NRW Arbeitshilfen 
für einrichtungsbezogenen Hitzeschutz in Kranken-
häusern und Pflegeeinrichtungen entwickelt, und die 
wurden auch schon im November 2023 veröffent-
licht. Also: Das machen wir schon.  

Zum Thema „Pflichtaufgabe Klima als Aufgabe im 
ÖGD-Gesetz“. Hier lege ich Seite 16 der Antwort auf 
die Große Anfrage ans Herz. Ich zitiere:  

„Im Rahmen der aktuell geplanten Novellierung 
wird im Gesetzentwurf auch das Themenfeld Kli-
mawandel bzw. Auswirkungen von Klimaeinflüs-
sen berücksichtigt und der Aufgabenkatalog des 
ÖGD diesbezüglich an geeigneter Stelle und in 
geeigneter Weise erweitert werden.“  

Konzepte zu Hitzeschutz und Arbeitsschutz finden 
sich auf Seite 67, denn natürlich gibt es Regelungen 



Landtag   12.06.2024 

Nordrhein-Westfalen 59 Plenarprotokoll 18/67 

 

im Arbeitsschutzgesetz, und die werden erläutert: Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber müssen Maßnah-
men zum Schutz vor unerträglichen Temperaturen 
am Arbeitsplatz treffen. Sie sind verpflichtet, die Ar-
beit so zu gestalten, dass eine Gefährdung von Le-
ben und Gesundheit möglichst vermieden wird. Ar-
beitsplätze im Freien sind so einzurichten, dass sie 
gegen Hitze geschützt sind; es sollen auch persönli-
che Schutzausrüstungen zur Verfügung gestellt wer-
den. Dazu gehören natürlich bei starker Sonnenein-
strahlung auch Sonnenschutzmittel mit mindestens 
Lichtschutzfaktor 30, die am Arbeitsplatz kostenlos 
zur Verfügung gestellt werden, sowie bei erhöhter 
Hitzebelastung Getränke.  

Wir sind sehr dankbar, dass der Antrag uns erneut 
die Gelegenheit gibt, über Klimaschutz als Gesund-
heitsschutz zu sprechen. Ich betone es noch einmal: 
Es ist ein wichtiges Thema, das größte Thema, das 
wir im Gesundheitsschutz haben. Wir lehnen den An-
trag ab, da er, wie dargelegt, keine substanziellen 
neuen Impulse liefert. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Wir haben uns per Dialogzeichen darauf ver-
ständigt, dass es jetzt eine Kurzintervention aus den 
Reihen der SPD gibt, und zwar vom Abgeordneten 
Klute. Bitte.  

Thorsten Klute (SPD): Ganz herzlichen Dank, Herr 
Präsident. – Da muss man schon mal das eine oder 
andere festhalten und auch klarstellen. Sie wollen zur 
Umsetzung des Krankenhausplans in Nordrhein-
Westfalen 2,5 Milliarden Euro zur Verfügung stellen, 
verteilt auf fünf Jahre. Es ist vom Leibniz-Institut er-
rechnet worden, dass allein für den Klimaschutz-
boost hier 7,5 Milliarden Euro an Investitionen in 
Nordrhein-Westfalen erforderlich sind. Darin ist noch 
nicht ein einziger Euro zur Umsetzung des Kranken-
hausplans enthalten.  

Das Geld, das Sie bereitstellen, reicht hinten und 
vorne für Investitionen in medizinische Spitzentech-
nologie nicht aus. Von dem viel zu wenigen ziehen 
sie 800 Millionen Euro ab, um es in Klimaschutz in 
Krankenhäusern zu investieren. Es ist sehr richtig, 
dass Sie das machen, aber Sie stellen zu wenig für 
medizinische Spitzentechnologie bereit. Sie kürzen 
doch. Zum Beispiel streichen Sie im Gesundheitsbe-
reich beim Institut für Pflegewissenschaft an der Uni-
versität Bielefeld einfach mal 450.000 Euro und stel-
len dort die Pflege vor entsetzliche Aufgaben.  

Präsident André Kuper: Die Redezeit.  

Thorsten Klute (SPD): Wie wollen Sie das alles lö-
sen? Bitte keine Legenden spinnen! Das, was Sie 

bereitstellen, ist viel zu wenig. Wir helfen Ihnen 
gerne, mehr bereitzustellen, aber tun Sie es bitte.  

(Beifall von der SPD) 

Meral Thoms (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Klute, 
dass Sie mir noch einmal Gelegenheit geben, auf die 
Krankenhausreform einzugehen. Zur NRW-Reform 
habe ich schon einiges gesagt. Ich möchte auf die 
Bundesreform zu sprechen kommen.  

Wir sind uns alle einig, dass Klimafolgenanpassung 
das größte Thema im Bereich des Gesundheits-
schutzes der Bevölkerung ist. Dazu gehört natürlich, 
dass auch auf der Bundesebene bei der Kranken-
hausreform Klimaschutz und Klimafolgenanpassung 
ein Thema sind. 

(Thorsten Klute [SPD]: Investitionen in Kran-
kenhäuser sind Ländersache!)  

Wo befindet sich der Prozess gerade? Was jetzt 
noch ansteht, ist der Transformationsfonds, der ge-
rade verhandelt wird. Lassen Sie uns gemeinsam da-
rauf hinwirken, dass wir auch unseren Anteil daran 
haben, dass Klimaschutz und Klimafolgenanpas-
sung in den Krankenhäusern auch mitfinanziert wer-
den. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – 
Thorsten Klute [SPD]: Meterweit am Thema 
vorbei!) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Thoms. – 
Für die FDP spricht als Nächstes ihre Abgeordnete 
Frau Schneider.  

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wenn ich hier in mei-
nem Landtagsbüro auf dem Schreibtisch einen 
Schoko-Osterhasen stelle, dann ist der, zack, weg, 
und zwar nicht,  

(Thorsten Klute [SPD]: Das ist bei mir auch 
so!) 

weil ich so vernascht bin oder meine Mitarbeiter da-
ran naschen oder sich der Kollege Klute in der Tür 
vertan hat. Nein, das Büro ist auf der Sonnenseite 
hier im Landtag. Wir haben keine Klimaanlage, und 
Klimageräte bringen da auch nicht wirklich viel. Dann 
ist so ein Osterhase mal weg, weil er im wahrsten 
Sinne des Wortes davonläuft.  

Meine Mitarbeiter klagen dann natürlich auch über 
die Wärme. Wenn sich schon die Mitarbeiter im 
Landtag von Nordrhein-Westfalen über Hitze be-
schweren, wie muss es dann erst in Berufen sein, in 
denen es bei der Arbeit richtig warm wird?  

Hitzeschutz gehört auf jeden Fall zu den Fürsorge-
pflichten des Arbeitgebers. Das ergibt sich aus dem 
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